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Berlin – Die Bundesregierung hält die
Ankündigungen von US-Präsident Ba-
rack Obama zur Begrenzung der welt-
weiten Datenspionage des Geheimdiens-
tes NSA nicht für ausreichend. „Auf
wichtige Fragen, die uns als Bundesre-
gierung im Interesse der Bürger in
Deutschland beschäftigen, haben wir
noch keine Antworten gehört“, sagte
Regierungssprecher Steffen Seibert am
Montag in Berlin. Die Gespräche über
eine neue Grundlage der Zusammenar-
beit müssten deshalb weitergehen. Er
könne aber „nicht mit Sicherheit sagen,
ob sie mit Erfolg ausgehen werden“.
Obama hatte sich am Wochenende
freundschaftlich im Ton, aber hart in
der Sache um ein wieder besseres Ver-
hältnis zu Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) bemüht und Auflagen für
die NSA angekündigt. Er sicherte Mer-
kel zu, sie müsse sich keine Sorgen ma-
chen, dass ihr Handy von der NSA abge-
hört werde, solange er Präsident sei.
Seibert sagte, Obamas Rede sei im We-
sentlichen an die US-Öffentlichkeit
gerichtet gewesen, in der es ein gestei-
gertes Problembewusstsein gebe. Die
Bundesregierung werde nun sehr genau
beobachten, zu welchen praktischen
Folgen die Ankündigungen Obamas
und die Umsetzung eines entsprechen-
den Erlasses führen würden. dpa

Stuttgart – Der baden-württembergi-
sche CDU-Landeschef Thomas Strobl
will offenbar Spitzenkandidat seiner
Partei bei der Landtagswahl 2016 wer-
den. Bei der traditionellen Klausur der
Südwest-CDU in Kloster Schöntal habe
Strobl seinen Führungsanspruch ange-
meldet, heißt es aus Parteikreisen. Dem
Vernehmen nach hat Strobl, 53, auf ein
Staatssekretärsamt im Bundeskabinett
verzichtet, um sich auf die Landespoli-
tik konzentrieren zu können. Bei der
Vergabe der Ministerposten war der
Bundestagsabgeordnete leer ausgegan-
gen. Als weitere mögliche CDU-Heraus-
forderer von Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) gelten Land-
tagspräsident Guido Wolf und Landtags-
fraktionschef Peter Hauk. Die CDU will
ihre Mitglieder 2015 über den Spitzen-
kandidaten abstimmen lassen. rde

von jens schneider

Potsdam – Es war ein heiterer Moment, er
löste keinerlei Aufregung aus, von einem
Zwischenfall wollte niemand in der Verwal-
tung sprechen. Die kleine Episode trug
sich im neuen Büro des Landtagspräsiden-
ten Gunter Fritsch zu. Dort steht er näm-
lich, der Rote Adler, das Wappentier Bran-
denburgs. Und so ergab es sich, dass einer
der ersten Besucher an diesem Wochenen-
de flott seine Ärmel hochkrempelte und sei-
ne Begleiter mit einem Lächeln zum Mit-
tun aufforderte. Er tat für einen Augen-
blick, so heißt es, als wollte er das Wappen
abmontieren und direkt in den Plenarsaal
des neuen Brandenburger Landtags brin-
gen. Dort nämlich wird der Rote Adler von
offenbar vielen Bürgern und manchen Poli-
tikern arg vermisst. Es gibt auf Geheiß des
Architekten aber nur einen weißen Adler,
vor einer weißen Wand.

Der Mann stieg dem Vernehmen nach
sogar über die Absperrung, konnte dann
aber leicht von seinem Ziel abgebracht wer-
den. Radikaler Eifer hätte auch nicht ge-
passt zu diesen fröhlichen Tagen, an denen
die Stadt Potsdam wieder eine Mitte be-
kommen hat. Seit Jahrzehnten war es, als
hätte die brandenburgische Landeshaupt-
stadt ihr Gesicht verloren. Gewiss gab es
schöne Ecken, nicht nur Park Sanssouci
oder das Holländische Viertel. Aber wer
vom Hauptbahnhof kam, traf auf eine be-

klemmende Leere, die von einem Neben-
einander manchmal schöner und oft weni-
ger schöner Gebäude umstanden war. Das
alte Stadtschloss war im April 1945 zer-
bombt worden, die Reste wurden 1960
nach dem Willen der SED-Führung abge-
rissen. Jetzt ist da ein neues Gesicht, das in
seiner Form an das alte erinnert, und die
Potsdamer sind offenbar sehr froh darum.
22 000 Besucher kamen zu den ersten Ta-
gen der offenen Tür in den Brandenburger
Landtag, dessen Hülle an die äußere Form
des alten Stadtschlosses angelehnt ist.

Es ist eine schon außergewöhnliche Eu-
phorie für ein neues Landesparlament.
Noch viel mehr hätten kommen wollen, die
Karten waren schnell vergriffen. Viele zeig-
ten sich begeistert – sieht man, wovon
noch zu reden sein wird, vom weißen Adler
ab. An diesem Dienstag wird der Landtag
mit einem Festakt eröffnet.

Eingezogen sind die Politiker schon vor
einigen Wochen, hinunter vom Brauhaus-
berg auf der anderen Seite des Hauptbahn-
hofs. Dort tagte der Landtag 22 Jahre lang
in einem tristen Backsteinbau. Er wird in
Potsdam „Kreml“ genannt, früher saß dar-
in die SED-Bezirksleitung, das passte. Der

Landtagspräsident sprach einmal vom
schäbigsten Landtag Deutschlands.

Vor der Grundsteinlegung für den neu-
en Landtagsbau im Jahr 2011 stand ein lan-
ges, oft erbittertes Ringen um das künftige
Parlamentsgebäude und die Frage, ob das
Stadtschloss wieder errichtet werden soll.
Und ob das vielleicht rückwärts gewandt
wäre. Als Kompromiss entstand das innen
modernste Parlamentsgebäude Deutsch-
lands, dessen Fassade die alten Formen
wiedergibt, in dem schöne Details des al-
ten Schlosses zu finden sind. Ausdrücklich
aber steht, ein Spiegel dieser Debatte, ein
von der Potsdamer Künstlerin Annette
Paul in schöner Form entworfener Schrift-
zug an der Seite des neuen Gebäudes: „Ce-
ci n’est pas un château“ steht dort -„Dies
ist kein Schloss“. Der Potsdamer Sprachge-
brauch wird das wohl ignorieren, man
spricht schon vom „Landtagsschloss“.

Das Gebäude wurde mit einem eher be-
scheidenen Etat von 120 Millionen Euro im
Kostenrahmen gebaut. Spenden von Gün-
ther Jauch für das Fortunaportal und von
SAP-Gründer Hasso Plattner für die Fassa-
de und das Kupferdach machten die Annä-
herung an die historische Fassade mög-
lich. Erst Initiativen von Potsdamer Bür-
gern brachten das Projekt voran. „Ich habe
mich auf dieses Projekt nur eingelassen,
weil es aus einem demokratischen Prozess
heraus entstanden ist und damit ein Bau
der Bürger ist“, sagt Architekt Peter Kulka.

Er hat bereits den sehr offen angelegten
neuen sächsischen Landtag in Dresden,
den ersten in den neuen Ländern, gebaut.
In Brandenburg entstand unter seiner Pla-
nung nun der letzte Neubau.

Kulka musste auf Vorrat planen. Die
vier modernen Bürogeschosse und der Ple-
narsaal könnten auch Berlins Abgeordnete
aufnehmen und von 88 auf 150 Plätze auf-

gestockt werden, falls es doch noch zur Fu-
sion von Berlin und Brandenburg kommen
sollte. Derzeit nutzt der Landesrechnungs-
hof die Büros. Kulka hat den Landtag in-
nen in einer, wie er sagt, minimalistischen
Schönheit geplant, durchgehend weiß ist
auch der Plenarsaal, mit roten Stühlen. Die
Helligkeit ist Konzept. „Da oben sitzt das
Volk“, sagt Kulka bei einer Führung. „Die
sollen die Abgeordneten alle scharf sehen.“

Statt des klassischen Hoheitszeichens
hängt da ein von Kulka entworfener Adler
aus weiß lackiertem Stahlblech. Oft wird ja
die Freude über etwas schönes Neues be-
sonders dadurch ausgedrückt, dass man
über einen möglichen kleinen Makel hef-
tig streitet. Nun erreicht den Landtag viel
Post von Bürgern, man möge doch das ech-
te Landeswappen aufhängen. Heißt es
nicht in der Landes-Hymne, dass der Rote
Adler steigen soll? Kulka gibt sich gleich-
mütig, dies sei nun Sache des Landtags.
Das alte Wappen aus dem „Kreml“ steht
beim Landtagspräsidenten. Fritsch will
vorschlagen, dass die Abgeordneten ab-
stimmen, ob sie es rot oder weiß haben wol-
len. Schließlich gebe es ja keinen König
mehr, der dies allein bestimmen würde.

München – Die Debatte über Armutsmi-
granten lenkt nach Ansicht des arbeitge-
bernahen Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) von den Vorteilen der Zuwande-
rung ab. Dies sagte IW-Direktor Michael
Hüther am Montag bei der Vorstellung ei-
ner IW-Studie zur Fachkräftemigration in
Berlin. Dem Papier zufolge profitieren
Staat und Wirtschaft in Deutschland unter
dem Strich auch von den Zuwanderern aus
Rumänien und Bulgarien. Jeder vierte Zu-
wanderer aus den beiden Ländern bringt
demnach einen Hochschulabschluss mit,
jeder zwölfte sogar ein Examen in einem
Fach aus dem Bereich Technik, Naturwis-
senschaften und Informatik. Damit liegen
die Zuwanderer jeweils über dem Durch-
schnitt der Bevölkerung. Zudem sind dem
IW zufolge fast 40 Prozent der Migranten
aus Rumänien und Bulgarien sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt und tragen
so überdurchschnittlich zur Finanzierung
der Sozialversicherung bei.

Die IW-Studie bekräftigt damit frühere
Ergebnisse unter anderem des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) der Arbeitsagentur und des Bundes-
sozialministeriums, die zu ähnlichen Er-
gebnissen gekommen sind. Deutschland
müsse mehr Anreize für Zuwanderer schaf-
fen, um den Bevölkerungsschwund abzufe-
dern und im internationalen Wettbewerb
um ausländische Fachkräfte nicht ins Hin-
tertreffen zu geraten, sagte Hüther. „Wir
müssen uns attraktiv machen.“ Die von der
CSU angestoßene Debatte über einen Miss-
brauch des Sozialsystems durch Armutszu-
wanderer kritisierte Hüther als unsach-
lich. Laut IW-Studie lohnen sich die Zuwan-
derer mehr denn je für Deutschland, weil
mehr Fachkräfte kommen als früher. Die
Situation sei völlig anders als noch vor 15
Jahren. Hüther forderte, Deutschland müs-
se sich weiter für Fachkräfte öffnen, um ei-
nen Mangel zu vermeiden.  rpr

Berlin – CSU-Chef Horst Seehofer hält
an Ausnahmen beim geplanten Mindest-
lohn von 8,50 Euro fest. Sie müssten
aber „begründet sein, die müssen in
sich stimmig sein, die dürfen nicht will-
kürlich sein“. Seehofer reagierte damit
auf ein Gutachten des Wissenschaftli-
chen Dienstes des Bundestags, in dem
verfassungsrechtliche Bedenken gegen
die von der CSU geforderten Sonderre-
geln für Rentner und Studenten geäu-
ßert wurden, weil sie gegen den Gleich-
heitsgrundsatz im Grundgesetz versto-
ßen könnten. Seehofer sagte, die Hoheit
in der Gesetzgebung habe immer noch
der Bundestag mit Beteiligung des Bun-
desrats. Bei jedem Gesetz werde auch
geprüft, ob es verfassungsgemäß sei. Es
sei „abenteuerlich zu glauben, ein Ge-
setzgeber könne von einem Grundsatz
keine Ausnahmen beschließen“. Dies
hatte der wissenschaftliche Dienst des
Bundestags aber auch gar nicht behaup-
tet. Ausnahmen etwa für Azubis oder
ehrenamtlich Tätige werden in dem
Gutachten, über das die SZ berichtet
hatte, für rechtlich unproblematisch
gehalten. tö

Zum Jahresbeginn ist in Baden-Würt-
temberg eine große Polizeireform in
Kraft getreten, die Verwaltung soll über-
sichtlicher werden und schlagkräftiger.
Die 37 bisherigen Polizeidirektionen
und -präsidien des Landes wurden zu
zwölf regionalen Präsidien verschmol-
zen. Der Umbau geht allerdings nicht
ganz so geschmeidig von der Hand, wie
sich das die grün-rote Regierung von Mi-
nisterpräsident Winfried Kretschmann
ausgemalt hat: Gerade hat das Verwal-
tungsgericht Karlsruhe die eben erst an-
getretenen Polizeipräsidenten aus dem
Amt gekegelt, es soll Fehler im Auswahl-
verfahren gegeben haben. Und dann ist
dem Führungs- und Lagezentrum des
Polizeipräsidiums Stuttgart auch noch
sein neuer Funkrufname nicht genehm.
Verständlicherweise.

Bisher hatten die Präsidien im Süd-
westen individuelle Funkrufnamen. In
Tübingen eine Streife anzufunken war et-
wa immer eine kleine Hommage an ei-
nen großen Dichtersohn der Stadt: „Uh-
land 14, bitte kommen!“ Karlsruhe hieß
„Günther“, das fanden die Beamten
recht behaglich, auch wenn sie nicht
wussten, wer dieser Günther eigentlich
sein sollte. Stuttgart nannte sich „Uran“,
was nicht ganz so behaglich, aber zweifel-
los einprägsam war. Die Reform hat alles
ein bisschen prosaischer geregelt: Die
Präsidien tragen im Funkverkehr den Na-
men ihrer Stadt, dahinter folgt dann die
Kennzahl für die jeweilige Diensteinheit.
Das Stuttgarter Lagezentrum, das alle
Einsätze koordiniert, hätte sich der Num-
merierung nach mit einem herzlichen
„Hier Stuttgart 21“ melden müssen.

Darauf hatten die Beamten dort je-
doch keine Lust, das Verhältnis der Poli-
zei zu den demonstrierfreudigen Geg-
nern des gleichnamigen Tiefbahnhofs
ist schon schwierig genug. Jetzt hat man
eine pragmatische Lösung gefunden:
Das Lagezentrum bekommt gar keine
Nummer. Es heißt schlicht, aber schön:
„Stuttgart“.  roman deininger

Neustadt/Spree – Als der Zweifel noch un-
ter Strafe stand, da führte Edith Penk ein
Theaterstück auf, um ihm Ausdruck zu ver-
leihen. Sie erzählte darin von einem vergan-
genen Reich, „das hieß Lausitzia, mit silber-
klaren Bächen. Doch dann kam ein Unge-
heuer in das Land und baute überall Bur-
gen, aus denen schwarzer Dampf quoll“.
Mitte der Achtziger war das, der Ort Schlei-
fe gehörte zum Bezirk Cottbus, das Unge-
heuer hieß DDR und der schwarze Dampf
quoll in der Lausitz aus den Kraftwerksbur-
gen in Boxberg oder der Schwarzen Pum-
pe, dem „größten Braunkohleveredelungs-
betrieb der Welt“. 30 Jahre später gehört
Schleife zu Sachsen, aber in Penks Nach-
barschaft steht noch immer ein Braunkoh-
leveredelungsbetrieb. Aus ihrer Sicht hat
sich nicht viel geändert, das Ungeheuer
trägt nur einen anderen Namen: Vattenfall.

Auf den Zweifel steht keine Strafe mehr,
ein jeder ist frei, ihn zu äußern. Also sagt
Edith Penk: „Hier passiert so viel Umwelt-
frevel, das kann auf Dauer nicht gut gehen.
Hier wird mal alles zusammenrutschen.“
Penk, 75, sitzt an ihrem Küchentisch, sie
schaut auf die kleine Pyramide aus selbst
gebackenem Kuchen. Wird der Tagebau in
Nochten erweitert, könnte ihr Heim in sie-
ben Jahren abgerissen werden, wenn es
schlecht läuft schon in vier. Penk sagt: „Ich
kann mein Haus verteidigen. Mit Waffen.“
Sie lacht. Sie lacht nicht mehr. Sie sagt: „Im
Moment hätte ich die Kraft, den Bagger auf-
zuhalten, wirklich.“

Frau Penk gegen den Bagger? Das ist ein
bisschen viel für die Phantasie, aber als
Sinnbild taugt der Gedanke dann schon.
Der Bagger, er steht für den Vattenfall-Kon-
zern, der seinen Tagebau in Sachsen und
Brandenburg an mehreren Stellen erwei-
tern möchte. Und Frau Penk, sie steht für
eine kleine Gruppe von Menschen, die sich
diesen Erweiterungen entgegenstellt.

Im vergangenen Jahr erreichte die
Stromproduktion aus Braunkohle in
Deutschland den höchsten Wert seit 1990,
und wer sich trotzdem noch fragt, wie weit
dieses Land mit der Energiewende schon
vorangekommen ist, der kann in die Lau-
sitz schauen. Wegen der geplanten Tage-
bau-Erweiterungen droht Tausenden Men-
schen die Umsiedlung. Und dennoch arran-

giert sich eine Mehrheit bestens mit den
Wünschen und Eingriffen des Vattenfall-
Konzerns. Von der schwarz-gelben Landes-
regierung Sachsens wird dieser auch noch
mit etwas anachronistischem Jubel be-
dacht. Wirtschaftsminister Sven Morlok
(FDP) sagt, er habe Vattenfall bislang als
„verlässlichen Partner“ erlebt, der sich
„sehr intensiv um die Belange der Bevölke-
rung“ bemühe. Dass Menschen wie Edith
Penk wegen des intensiven Bemühens von
Vattenfall womöglich ihr Heim verlieren,
in dem sie selbst geboren wurden und in
dem sie Kinder großzogen? „Es gibt ein ge-
sellschaftliches Interesse an der Braunkoh-
lenutzung aller. Und es gibt Eingriffe in die
Grundrechte Einzelner. Man muss abwä-
gen“, sagt Morlok.

Bei Adrian Rinnert sieht der Eingriff in
die Grundrechte Einzelner so aus, dass
ihm seit Wochen regelmäßig der Briefkas-
ten weggebombt wird. Im Garten der alten
Holzwollspinnerei am Rande von Neustadt
liegen gleich vier zerfetzte Exemplare ne-
beneinander, der Nachschub ist gesichert:
Rinnert bekommt von Bekannten inzwi-

schen regelmäßig Soli-Briefkästen ge-
schenkt. Hinter den Anschlägen vermutet
der 28-Jährige die extremen Ausläufer je-
ner Mehrheit, die in Vattenfall den letzten
großen Arbeitgeber in der strukturschwa-
chen Lausitz erkennen und in Rinnert wie-
derum einen Gegner.

Vor drei Jahren ist Rinnert mit drei
Freunden von Potsdam in die Lausitz gezo-
gen. Auf ihrem Grundstück am Hang wol-
len sie einen ökologischen Bauernhof hoch-
ziehen, Baumaterial und Nahrung ertau-
schen sie sich im Wesentlichen mit der ei-
genen Arbeitsleistung. Hilft Rinnert dem
Bauern in der Nähe beim Ausmisten, be-
kommt er Milch, hilft er dem Schlachter,
bekommt er Fleisch. Für die Dämmung
des Wohnzimmerbodens in der Spinnerei
haben Rinnert und seine Freunde 3400 lee-
re Weinflaschen verbaut, geheizt werden

soll mit der Wärme vom Kompost. Der Auf-
bau der Farm aber ist ins Stocken geraten,
denn „wir sind jetzt im Braunkohlewider-
stand“, sagt Rinnert. Mit der Bürgerinitiati-
ve „Strukturwandel jetzt“ versuchen die
Freunde, sich gegen die Erweiterung des
Tagebaus zu stellen. Minimalziel: eine ge-
wisse Gegenöffentlichkeit zum Vattenfall-
Konzern herstellen, der auch über Sponso-
ring von Sport und Kultur in praktisch al-
len relevanten Gruppen der Gesellschaft
gut vertreten ist. Rinnert und seine Freun-
de gehören zu einer Minderheit, aber wird
nicht aus der Minder- eine Mehrheit, wenn
man die Stimmen derer hinzurechnet, die
morgen und übermorgen einmal in der
Lausitz wohnen werden?

Ein Ausflug an die Kante des Tagebaus
in Nochten. Man blickt durch Mikado-Hau-
fen aus Baumstämmen zum Horizont wie
zu einer Düne. Nur kommt dahinter nicht
das Meer, sondern eine absurde Kriegs-
mondlandschaft, das Land liegt da wie ei-
ne schwarze Wunde. Status: ziemlich
schlimme Boden-Akne. „Ist es das alles
wert?“, fragt Rinnert noch, dann dreht er
ab und geht.

Ist es nicht, sagt Johannes Lichdi, und
zwar aus ganz vielen Gründen. Lichdi sitzt
für die Grünen im sächsischen Landtag, er
lehnt die Braunkohle schon mal aus Prin-
zip ab: „Es ist eine moralische Erwägung,
aus diesem Geschäft raus zu wollen, das
reicht mir völlig aus.“ In der Causa Vatten-
fall kämen zudem spezifische Gründe hin-
zu. Trotz anders lautender Bekenntnisse
des Konzerns vermutet Lichdi, Vattenfall
wolle mit den Erweiterungen der Tage-
baue nur den Verkauf seines Deutschland-
geschäfts vorbereiten. „Die wollen die
Braut hübsch machen“, sagt Lichdi. Anders-
wo in Europa wäre so etwas nicht möglich,
„aber hier wird Heimat geopfert für die In-
teressen eines schwedischen Staatskon-
zerns. Das ist neokolonialistisches Verhal-
ten.“ Das dürfe man nicht hinnehmen, sagt
Lichdi, selbst wenn es den Verlust des letz-
ten großen Arbeitgebers der Region bedeu-
ten würde. Da stelle sich im Übrigen die
Frage nach der Kausalität: „Man kann
auch sagen, dass in der Lausitz deswegen
nichts Neues entsteht, weil es die Braun-
kohle noch gibt.“  cornelius pollmer

Strobl meldet Ambitionen an

„Da oben sitzt das Volk. Es soll
die Abgeordneten scharf sehen“,
sagt Architekt Kulka

Eine Monitorwand im Potsdamer Landtag
zeigt: Der Adler an der Stirnseite des Ple-
narsaals ist weiß, nicht rot.   FOTO: DPA

Eine schwarze Wunde klafft in der Landschaft: Blick von einem Aussichtsturm im säch-
sischen Weißwasser über den Tagebau Nochten.  FOTO: JENS TRENKLER/DPA

Einem Kohle-Gegner
wird regelmäßig
der Briefkasten weggebombt

Steige hoch, du weißer Adler
Der Brandenburger Landtag tagt künftig hinter der nachgebauten Fassade des alten Stadtschlosses, das die DDR einst abreißen ließ.

Die Potsdamer freuen sich über das neue Gesicht ihrer Stadt – nur an der Farbe des Wappenvogels stören sich viele Besucher

Institut: Deutschland
profitiert von Migranten

Seehofer gegen Gutachter

Berliner Unmut über Obama

Bitte melden
Ärger in Stuttgarts Polizeifunk

Frau Penk gegen den Bagger
In der Lausitz wehren sich Bürger gegen die Ausweitung des Braunkohleabbaus – und machen sich damit viele Feinde

Wer früher in Potsdam
vom Hauptbahnhof kam,
traf auf eine beklemmende Leere
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Sieht alt aus, ist aber ein Neubau: Am Wochenende hatten die Brandenburger Gelegenheit, sich den Landtag in Potsdams wiedererrichtetem Stadtschloss anzusehen.  FOTO: RALF HIRSCHBERGER/DPA
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